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w«e»
»tteH» Nicht Anbiederung

sondern
Gegenmacht

Dem Rechtspolulismus
muss man den Boden
real entziehen. Das
heisst: Kampf für
verstärkte soziale Sicherheit,

für demokratische
Öffentlichkeit und
Geborgenheit.

Noch vor dem 6. Dezember wurden die
EWR-Befürworter immer wieder mit den
gutgemeinten Ratschlägen eingedeckt,
ihre Pro-Haltung endlich ebenso
«populär und volksnah» zu vertreten, wie es
Blocher und Konsorten mit offensichtlichem

Erfolg getan haben. Soziologische
und politologische Untersuchungen
über die Hintergründe des Stimmverhaltens

haben es heute an den Tag
gebracht: Die EWR-Abstimmung war bei
einem nicht unbedeutenden Wählerinnen-

und Wählerteil vielmehr von kultu-
rell-affektiven Faktoren geprägt als vom
politischen und interessengebundenen
Abwägen der Vor- und Nachteile eines
EWR-Beitrittes. Den Gegnern ist es also
gelungen, einer rechtskonservativen Ge¬

sellschaftsströmung für die Zukunft eine
Bresche zu schlagen.
Rechtspopulismus ist nichts anderes als
eine ganz bestimmte Methode einer
rechtsgerichteten autoritären Politik. Ob
Blocher hierzulande, Haider in Österreich,

Le Pen in Frankreich oder Schön-
huber in Deutschland: die Argumenta¬

tionslinien sind immer
dieselben. Vorhandene
Unsicherheiten, Ängste,
soziale und berufliche
Abstiegsbedrohungen
und politische
Enttäuschungen werden -
nicht unähnlich den
bekannten Mechanismen
im italienischen
Faschismus und
deutschen Nationalsozialismus

- für eine konservative

Interessenpolitik
instrumentalisiert.
Folgende «Programmpunkte»

erweisen sich
dabei sozusagen als
narrensicher:

• Das Schüren einer im
Ansatz vorhandenen
Fremdenfeindlichkeit und des Rassismus.

Die «Fremden» als Sündenböcke,
als Konkurrenz oder als Bedrohung
bisheriger Existenz waren schon immer
geeignete Objekte im rechtsnationalen Po-
litsumpf. (Am Beispiel EWR: «Wirwürden
durch Ausländer überflutet. Entschieden
würde in Zukunft alles in Brüssel.»)

• Die Verunglimpfung der sogenannten
«Classe politique», also der bisherigen
politischen «Eliten» und Parteien. Sie
werden undifferenziert für alle
Missstände und Enttäuschungen
verantwortlich gemacht. Gerade wenn man
selber zur Creme des politisch-ökonomischen

Filzes gehört, wirken die
Angriffe auf die vermeintlich Herrschenden
besonders glaubwürdig. Die Gefolgschaft

muss sich nicht des Neides
beschuldigen. (Am Beispiel EWR:
«Bundesrat und Parlament verraten unsere
Heimat an die mächtige EG. Mit der
Aussenpolitik machen sich einige hohe
Beamte nur wichtig und sichern sich ihre
Posten.»)

• Die Forderung nach einem massiven
Abbau der Steuern und des Einflusses
des Staates. Gerade in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten «drücken» die
Lasten vermehrt die wirtschaftlich
Schwächeren, welche sich in ihrer
Situation vom Staat besonders verlassen
oder sich ihm ausgeliefert fühlen. (Am
Beispiel EWR: «Das Abkommen
verschlingt Millionen von Steuergeldern
und eine Heerschar neuer Beamten wä-

owi^^i

Von Peter Vollmer,
SP-Nationalrat und

VPOD-Sekretär

re notwendig.»)
Rechtspopulismus ist aufgrund
seiner Strukturmerkmale

in jedem Fall auch
eine ernsthafte
Herausforderung für die
Gewerkschaften, denn er
widerspricht in jeder
Beziehung den
Bemühungen um die
Entwicklung zu einer freieren,

demokratischeren
und sozialeren Gesellschaft.

Dass Rechtspopulismus
nicht einfach mit

einer «volksnahen und
populären» Links-Politik

gekontert werden
kann, ist offensichtlich.
Gefragt ist vielmehr

eine Entwicklung, welche die
wirtschaftlichen und sozialen Ursachen,
also sozusagen den Nährboden
rechtspopulistischer Politik abbaut:
• Also in erster Linie Kampf für eine
verstärkte soziale Sicherheit und Einsatz für
mehr Gerechtigkeit und solidarischere
Arbeits- und Lebensformen. Der sozialen

Angst real den Boden entziehen!
• Kampf für die Schaffung (und
teilweise Wiederherstellung) einer kulturellen

und politisch-demokratischen
Öffentlichkeit. Die Gewerkschaften haben
sozusagen aus ihrem organisatorischen
Ghetto (mit der oft feststellbaren
Konzentration auf die ausschliessliche
Interessenvertretung der Mitglieder)
auszubrechen und damit mitzuhelfen, den
zunehmenden Zerfall der (traditionellen)
liberalen Öffentlichkeit zu kompensieren.
• Angesichts der festzustellenden
sozialen, beruflichen und politischen
Auflösungsprozesse (als Folge eines immer
mehr auf ein individuelles Kosten-
Nutzen-Denken und ohne soziale
Einbindungen reduzierten Handelns) könnte

es zudem eine nicht unwesentliche
Aufgabe der Gewerkschaften sein, mit
ihren organisatorischen und
gesellschaftlichen Aktivitäten mitzuhelfen,
neue und echte demokratische
Erfahrungen und Geborgenheit (eben gerade
nicht neureligiöse oder esoterische
Scheingeborgenheit) zu ermöglichen.
Nicht Anbiederung sondern Gegenmacht

ist angesagt!
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